
Im Februar 1949 stieg der Schwindelkurs schlagartig 
von 3,50 auf 6,40; zum gleichen Zeitpunkt erreichte die 
Unterschriftensammlung der deutschen Frauen gegen 
die Anwendung der Atombombe ihren Höhepunkt. Am 
18. Februar 1950 stieg der Kurs von 7,40 auf 9,00; in 
der gleichen Zeit (15. bis 19. Februar) tagte in Stock­
holm das Komitee des Weltfriedenskongresses. Am
16. November 1950 stieg der Kurs plötzlich von 5,00 auf 
6,00, nachdem er sich lange Zeit um die 5-Mark-Grenze 
bewegt hatte; vom 16. bis 21. November 1950 tagte der 
Weltfriedenskongreß in Warschau.

Diese kurzen Hinweise zeigen deutlich, wie die USA- 
Kriegstreiber durch ihre deutschen Trabanten unter An­
wendung raffiniertester Methoden in der jeweils ge­
gebenen politischen Situation versuchen, durch künst­
liche Fixierung des Schwindelkurses die Gestaltung 
unserer Wirtschaft hemmend zu beeinflussen. Es muß 
deshalb darauf hingewiesen werden, daß jedes Ein­
gehen auf den Schwindelkurs, wie z. B. der Umtausch 
von Deutscher Mark der Deutschen Notenbank in den 
westberliner oder westdeutschen Wechselstuben oder 
der Einkauf in Westberlin oder Westdeutschland durch 
Abgabe unserer DM auf der Grundlage des Umrech­
nungsverhältnisses, eine unmittelbare Unterstützung 
der amerikanischen Kriegspläne darstellt. Wer Deutsche 
Mark der Deutschen Notenbank nach Westberlin ver­
bringt, verlängert den unglückseligen Zustand der 
Spaltung Deutschlands und seiner Hauptstadt Berlin.

II
1. Bei der Anwendung des Gesetzes zum Schutze des 

innerdeutschen Handels könnten viele fehlerhafte 
Entscheidungen vermieden werden, wenn sich die Ge­
richte vom Sinn und Zweck des Vor Spruches des Ge­
setzes leiten ließen. Dieser Vorspruch ist für die Aus­
legung und die Festlegung des Sinnes und Zweckes des 
Gesetzes wesentlich. So ergibt sich aus dem Vorspruch, 
daß das Gesetz erlassen ist, um den Handel „gegen 
jeden zersetzenden Einfluß zu sichern“. Um „derartige 
Sabotageversuche“ künftig unmöglich zu machen, wird 
eine „umfassende Kontrolle der Warenbewegung“ für 
notwendig erklärt. Damit diese Aufgabe erfüllt werden 
kann, enthält das Gesetz einfache und klare Tat­
bestände und stellt nicht nur die vollendete Tat, son­
dern bereits das Unternehmen unter Strafe (vgl. Urt. 
des OG vom 12. Juli 1951 — 2 Zst 21/51 —)J)

Wenn einige Gerichte (OLG Halle, Urt. vom 10. April 
1951 — Ss 70/51 — und OLG Erfurt, Urt. vom 2. Februar 
1951 — (2) V L Rev 15/51 —) für die Erfüllung des Tat­
bestandes des § 2 des Gesetzes noch das Tatbestands­
merkmal der Gefährdung der Wirtschaft verlangten, so 
ließen sie die ihnen durch den Vorspruch gegebene 
Anleitung außer acht und engten den Wirkungskreis 
des Gesetzes unberechtigt ein. Solche Entscheidungen 
lassen sich nur damit erklären, daß diese Gerichte 
nicht die Gefährlichkeit der Tat für unsere anti­
faschistisch-demokratische Ordnung, sondern die per­
sönlichen Verhältnisse des Täters in den Vordergrund 
stellen. Sie versuchen damit, die in § 2 des Gesetzes 
angedrohten hohen Strafen zu umgehen, und über­
sehen die schädigende Wirkung der in dem Gesetz mit 
Strafe bedrohten Handlungen. Auch einer Entscheidung 
des OLG Halle vom 19. Juni 1951 — Ss 152/51 —, die 
den Grundsatz ausspricht, das Gericht müsse im ein­
zelnen Fall die „Störung unseres Wirtschaftsablaufs“ 
nachweisen, kann man deshalb nicht zustimmen. Be­
deutet doch dieser Grundsatz, daß noch mehr als die 
Gefährdung der Wirtschaft verlangt wird. Zuzustimmen 
ist dagegen dem OLG Erfurt, das in seinem Urteil vom
17. Juli 1951 — 2a V L Rev 171/51 — dargelegt hat, daß 
bei einem Verstoß gegen § 2 des Gesetzes im konkreten 
Fall weder eine Störung des innerdeutschen Handels 
noch — wie z. B. bei § 1 WStVO — eine Gefährdung 
der Wirtschaft eingetreten sein muß.2)

Auf der anderen Seite genügt eine nur formale Er­
füllung der Tatbestände des § 2 nicht zur Anwendung 
des Gesetzes. Die Handlung muß vielmehr von einer 
solchen Tragweite sein, daß sie einen Angriff auf das 
besonders geschützte Rechtsgut, die innerdeutsche 
Warenbewegung, bedeutet. Dabei darf man aber wieder 
nicht in den Fehler verfallen, nur solche Handlungen 
als strafbar anzusehen, bei denen größere Waren-

1) s. S. 511 dieses Heftes.
2) vgl. auch OG vom 12. Juli 1951; S. 511 dieses Heftes.

mengen unerlaubt nach Westberlin oder Westdeutsch­
land transportiert worden sind. Es ist eine Tatsache, 
daß die unerlaubten Transporte von kleineren Waren­
mengen einen großen Umfang angenommen haben. 
Deshalb muß man häufig auch derartige Transporte 
nach § 2 des Gesetzes bestrafen.

Bei der Anwendung des Gesetzes sind also in erster 
Linie sein Sinn und Zweck sowie unsere gegenwärtige 
politische und wirtschaftliche Situation zu berücksich­
tigen. Geschieht das, so werden die Gerichte bei ihren 
Entscheidungen zu richtigen Ergebnissen kommen und 
erkennen, daß es nicht angeht, allzu häufig nur auf 
die Mindeststrafe des § 2 des Gesetzes zu erkennen, 
daß es vielmehr oft notwendig ist, über diese Mindest­
strafe hinauszugehen.

2. Wie schon erwähnt, stellen die §§ 2 und 4 des 
Gesetzes nicht nur die vollendete Tat, sondern bereits 
das Unternehmen unter Strafe. Damit wird zum Aus­
druck gebracht, daß diese Verbrechen für unsere anti­
faschistisch-demokratische Ordnung einen besonders 
gefährlichen Charakter tragen. Ein Unternehmen im 
Sinne dieses Gesetzes liegt bereits dann vor, wenn mit 
den ersten Anfängen des Angriffs gegen die Waren­
bewegung begonnen worden ist.

Hierzu hat das Oberste Gericht in dem Urteil vom
12. Juli 1951 — 2 Zst 18/51 — entschieden, daß als ein 
Unternehmen im Sinne dieses Gesetzes jedes Ver­
halten anzusehen ist, das dazu beiträgt, Waren der 
Kontrolle durch die dafür zuständige Stelle zu ent­
ziehen.3) Auch das Kammergericht in Berlin hat in 
seinem Urteil vom 11. Juli 1951 — 1 Ss 82/51 (79/51)4) — 
zum Begriff des Unternehmens in ähnlichem Sinne 
Stellung genommen und erklärt, daß der Begriff des 
Unternehmens auch die Vorbereitungshandlungen um­
faßt. Dieser Entscheidung ist zuzustimmen (s. Anm. von 
B e n j a m i n  in NJ 1951 S.430). Wenn sie auch in An­
wendung des § 4 der Berliner Verordnung zum Schutze 
des innerdeutschen Handels vom 29. April 1950 erging, 
so gilt sie doch auch für das Gesetz zum Schutze des 
innerdeutschen Handels, da beide Gesetze denselben 
Zweck verfolgen und die gleichen Bestimmungen ent­
halten.

Ein anderes Problem, das mit dem Begriff des Un­
ternehmens im Sinne der §§ 2 und 4 des Gesetzes in 
unmittelbarem Zusammenhang steht, ist das der Bei­
hilfe. Wenn man auch nicht soweit wird gehen können, 
daß man auch die Beihilfe von dem Begriff des Unter­
nehmens umfaßt sein läßt, so ist doch zu berücksich­
tigen, daß gerade wegen der bei der Anwendung des 
Gesetzes notwendigen weiten Auslegung des Begriffs 
des Unternehmens kaum Fälle denkbar sind, in denen 
bei einem Verstoß gegen das Gesetz nur Beihilfe und 
nicht Mittäterschaft vorliegt. Auf keinen Fall kann man 
jedenfalls, wie das OLG Dresden in seinem Urteil vom 
20. Juli 1951 — 31-133/51 — zutreffend ausgeführt hat, 
von Beihilfe sprechen, wenn „sich der an der Tat Be­
teiligte unmittelbar selbst bei dem Transport der 
Waren betätigt hat“.

3. Das Gesetz zum Schutze des innerdeutschen Han­
dels stellt den illegalen Transport von „Waren“ unter 
Strafe. Als Waren wird man all jene Sachen anzusehen 
haben, die zur Veräußerung bestimmt sind. Dabei 
braucht es sich nicht nur um den bürgerlich-rechtlichen 
Kauf zu handeln, sondern es genügt schlechthin jede 
Form der Besitzübertragung. Eine Ware in diesem 
Sinne braucht auch nicht neuwertig zu sein. Auch ein 
schon seit längerer Zeit in Gebrauch befindlicher 
Gegenstand, der zum Zwecke der Veräußerung nach 
Westberlin verbracht wird, ist insoweit als Ware an­
zusehen. In diesem Zusammenhang sei auf das Urteil 
des Kammergerichts in Berlin vom 11. Juli 1951 
— 1 Ss 82/51 (79/51)5) — verwiesen, in welchem auch 
Umzugsgut und Hausrat unter bestimmten Umständen 
als Waren charakterisiert werden.

Gegenstände, die nur für den eigenen privaten Ge­
brauch bestimmt sind, können daher im allgemeinen 
nicht als Waren im Sinne des Gesetzes bezeichnet 
werden. Das hat das Oberste Gericht bereits in seinem 
Urteil! vom 5. Juli 1951 — 2 Zst 33/516) — ausgeführt. 
Dort heißt es, daß auch Personen, die ihren Wohnsitz

3) s. S. 512 dieses Heftes.
4) s. NJ 1951, S. 428 ff.
5) a. a. O. S. 428.
6) s. NJ 1951, S. 420.
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